Danziger Dampfboot. 


M 280. 
Montag, den 30. November. 
Das „Danziger Dampfboot“ erſcheint 


täglich Nachmittags 5 Uhr, 
mit Ausnahme der Sonn- und Feſttage. 


Abonnementspreis hier in der Expedition 


Portechaiſengaſſe No. 5. 
wie auswärts bei allen Königl. Poftanftalten 


DANZIGER DAMFPFBO OT. 
Das Abonnement pro December 
beträgt hier wie auswärts 10 Sgr. 
Auswärtige wollen sich direct an 
nusere Expedition wenden. 


Telegraphiſche Depeſchen. 

7 Frankfurt a. M., Sonnabend 28. Novbr. 
In der heutigen Sitzung des Bundestages beantragte 
— Präſidium die Vollmacht des däniſchen Geſand⸗ 
au den Ausſchüſſen zu überweiſen. Hiergegen pro⸗ 
* der däniſche Geſandte. Der ſächſiſche Bun⸗ 
eslagsgeſandte erſuchte das Präsidium, in Hinblick 
auf einen von ihm einzubringenden Antrag die Bun⸗ 
desverſammlung zu fragen: ob einem Geſandten 
deſſen Vollmacht noch nicht angenommen, das Pro- 
tokoll offen ſtehe? Die Bundesverſammlung verneinte 
dieſe Frage mit großer Majorität, nur 3 Stimmen 
ſtimmten für dieſelbe. Der däniſche Geſandte will 
hiergegen proteſtiren; das Präſtdium verweigert dies 
und ſchließt die Sitzung. Eine neue Sitzung wird 
nach einer halben Stunde angeſetzt. In derſelben 
wurde der Antrag des Ausſchuſſes: 1) die Führung 
der holſteiniſchen Stimme fei in der Bundesverſamm⸗ 
kung zur Zeit zu ſuspendiren; 2) hiervon ſei dem 
däniſchen Geſandten und dem badiſchen Bundestags⸗ 
geſandten Mittheilung zu machen, mit bedeutender 
Majorität angenommen. Oeſterreich und Preußen 
erklärten bei der Abſtimmung, daß ihr Standpunkt 
von dem Londoner Protokoll und den damit unzer⸗ 
trennlichen Verabredungen aus den Jahren 1851 
und 1852 bedingt ſei. Auf Lauenburg habe der 
König von Dänemark ein Recht. Hierauf wurde der 
Antrag Sachſens: „Ueber die Executionsfrage“ ein⸗ 
gebracht, lautend: 


„Es ſeien unverzüglich die nöthigen Anordnungen 
zu treffen, damit das für Holſtein beſtimmte Exe ⸗ 
autiongcorps mit der den Umſtänden entſprechenden 
Verſtärkung in Holſtein und Lauenburg einrücke, 
um dieſe Bundesländer bis zu dem Zeitpunkte be⸗ 
ſetzt zu halten, wo der Bund ſich in der Lage 
finden wird, dem von ihm als rechtmäßig aner⸗ 
kannten Nachfolger in gedachten Herzogthümern 
letztgedachte Bundesländer zu eigener Verwaltung 
zu übergeben.“ 
Diefer, ſowie anderweit von Heſſen - Darmſtadt 
Oldenburg und 
8 Ausſchutß Arie belte Anträge wurden an 
Gotha, Sonnabend 2 
Zur Entgegennahme von Feen Beirägen für 
Die ſchleswig⸗ holſteiniſche Sache iſt in der Privatbank 
zu Gotha eiue ſchleswig⸗holſteiniſche Hauptlaſſe errich⸗ 
tet worden, deren Einnahmen für Landeszwecke, vor⸗ 
nehmlich militäriſche Zwecke, verwendet werden ſollen 
nit wird unter rege verwaltet 
und findet feiner Zeit öffentliche > 
legung ſtatt. b 8 c Rehnungsob 
Wien, Sonnabend 28. November. 
In der geſtrigen Sitzung des Gemeinderaths brachte 
Mühlfeld folgenden dringlichen Antrag ein: der 
Oemeinderath wolle beſchließen, in einer Adreſſe an 
en Kaiſer im Namen der Reſidenzſtadt Wien feinen 
efühlen für die Wahrung und Durchführung der 
Rechte Holſteins Ausdruck zu geben und damit die Bitte 
zu verbinden, der Kaiſer möge ein kräftiges Ein⸗ 
een des Bundes zu dieſem Zwecke veranlaſſen. 
er Antrag wurde angenommen. 


pro Quartal 1 Thlr. — Hieſige auch pro Monat 10 Sgr. 


1863. 
Sufter Jahrgang. 
9 ed pro Petit-Spaltzeile 1 Sgr., 


rden bis Mittags 12 Uhr angenommen. 
Inſerate nehmen für uns außerhalb an: 


En In Berlin: Retemeyer’sGentr.-Ztgd.- u. Ann onc.⸗Bür. 


Paris, Sonnabend 28. November. 
Ein von Paulin Limayrac unterzeichneter Artikel im 
„Conſtitutionnell“ wirft England vor, daß dieſes es 
ſtets ablehne, ſich der edelmüthigen Initiative Frank⸗ 
reichs anzuſchließen. Bei den nur zu wahrſcheinli⸗ 
chen Unruhen und Kataſtrophen werde die Veraut⸗ 
wortlichkeit diejenigen treffen, die das Werk des Frie⸗ 
dens und der Verſöhnung zurückgewieſen hätten. 
London, Sonnabend 28. November. 

Dem Vernehmen nach iſt von hier die Erklärung 
an die deutſchen Großmächte abgegangen, daß Eng⸗ 
land mit Entſchiedenheit für Aufrechthaltung des 
Londoner Protokolls eintrete. Die britiſche Regie⸗ 
rung habe Dänemark, wenn Deutſchland einen Kriegs⸗ 
fall herbeiführe, ihren Beiſtand durch die britiſche 
Flotte wf ert 

— Mit dem Dampfer „Adriatic“ ſind Nachrich⸗ 
ten aus Newyork vom 20. d. eingetroffen. Nach 
denſelben hatte General Longſtreet die Armee Burn⸗ 
ſide's nach einem viertägigen Kampfe vertrieben. 
Burnſide hat ſich nach Knoxville zurückgezogen. Die 
Stadt iſt von den Konföderirten vollſtändig einge 
ſchloſſen. — General Banks hat Riogrande beſetzt. 

— Der auf einer Reiſe durch die Nordweſtpro⸗ 
vinzen begriffene General-Gouverneur von Indien, 
Graf Elgien, iſt gefährlich erkrankt und wurde 
nach der letzten vom 14. d. datirten Nachricht immer 
ſchwächer. Der Verluſt der Engländer an der Afgha⸗ 
niſchen Grenze wird amtlich auf 60 Mann angegeben. 

— Die „London Gazette“ veröffentlicht die zwiſchen 
den Kabinetten von Paris und London über die 
Einladung zu dem Kongreß geführte und mit der 
Ablehnung Seitens Englands ſchließende Korreſpon⸗ 
denz. Die meiſten Zeitungen drücken ihre Zufrieden⸗ 
heit aus über die ſo ſchnell erfolgte Veröffentlichung 
und über den Ton, in dem Graf Ruſſell die 
Korreſpondenz geführt hat. 

Stockholm, Sonnabend 28. November. 
Sämmtliche vier Städte bewilligten heute das von 
der Regierung verlangte Extracreditif von drei Mil⸗ 
lionen einſtimmig, unter voller Anerkennung der Re⸗ 
gierungspolitik. Sämmtliche Redner, welche ſich an 
der Debatte betheiligten, ſprachen für den Regie⸗ 
rungsantrag. 


Einigkeit. 


Selten iſt wohl eine ſo tiefgreifende Strömung 
durch das deutſche Volk gegangen, wie es in dieſen 
Tagen der Fall iſt, und mit Sicherheit iſt anzuneh⸗ 
men, daß dieſelbe noch eine viel mächtigere Bewegung 
annehmen werde. Darüber kann man ſich nicht 
wundern; wohl aber würde man erſtaunen müſſen, 
wenn die Gemüther in Deutſchland ſich gegenwärtig 
nicht in einer ganz außergewöhnlichen Aufregung be⸗ 
fänden. Denn die heiligſten Güter ſtehen hier auf 
dem Spiele. Ein fanatiſches Volk will ein ſchönes 
Stück deutſcher Erde uſurpiren, und gelänge ihm dies, 
dann würde das Elend unſeres Bruderſtammes ein 
gränzenloſes fein, die däniſche Rachſucht würde keine 
Gränzen kennen. Wie vermöchte aber auch ein 
Deulſcher noch muthig fein Haupt zu erheben, wie 
ſich noch zu einer kühnen That zu ermannen: wenn 
er ſehen müßte, daß das große Deutſchland ſich von 
dem winzigen Volle der Dänen Hohn und Trotz bie⸗ 
ten ließe, daß jene alte in Schleswig⸗-Holſtein bren⸗ 
nende Wunde nicht geheilt, ſondern bis zum verzwei⸗ 
felungsvollen Tode immer ſchmerzlicher würde. Doch 
mehr: Deutſchlands Ehre würde im innerſten Kern 


In Leipzig: Illgen & Fort. 8 
In Breslau: Louis Stangen's Annoncen-⸗Büreau. 
In Hamburg-Altona, Frankf. a. M. Haaſenſtein & Vogler. 


Geht ſchon der 


angefochten und vernichtet werden. 
einzelne Menſch durch den Verluſt der Ehre ſeinem 
Untergang entgegen: wie vermöchte ohne das heilige 
Gut derſelben eine ganze große Nation zu exiſtiren! 
— „Muth verloren, viel verloren; Ehre verloren, 


Alles verloren!“ Es unterliegt keinem Zweifel, daß 
das deutſche Volk Alles daran ſetzen werde, ſeine 
Ehre, die in Schleswig⸗Holſtein verpfändet iſt, zu 
retten. Dämpfen läßt ſich die große innere Bewe⸗ 
gung nicht mehr, welche ſeit Kurzem in allen Gauen 
des Vaterlandes die Gemüther ſo mächtig ergriffen 
hat. Es bleibt nur die Frage übrig: welche Unter⸗ 
ſtützung hat das deutſche Volk in ſeiner Begeiſterung 
für die ſchleswig⸗holſteiniſche Angelegenheit von den 
deutſchen Fürſten zu erwarten? — Dieſe werden, 
wenn ſie eine klare Einſicht über ihre Situation 
haben, eben fo entſchieden für die hochwichtige An⸗ 
gelegenheit Partei nehmen, wie das geſammte Volk 
und zwar nicht bloß deßhalb, weil ſie ſich als deut⸗ 
ſche Männer dazu verpflichtet fühlen müſſen, ſondern 
auch, weil es ihre eigene Exiſtenz erfordert. — Die 
Dänen wollen einem deutſchen Fürſten durch Gewalt 
fein rechtmäßiges Erb⸗ und Eigenthum rauben; fie 
meinen ihre Abſicht erreichen zu können, weil ſie 
demſelben gegenüber die Rolle des Stärkeren ſpielen. 
Sollte nur noch das Recht des Stärkeren gelten: 
dann würden wohl viele Throne der unſicherſte Beſitz 
ſein. Die deutſchen Fürſten können und dürfen es 
in der That nicht leiden, daß das Londoner Protokoll 
zur Ausführung komme; denn dadurch würden ſie 
den Boden unter ihren Füßen vernichten laſſen und 
ihre eigene Exiſtenz auf das Spiel ſetzen. Es fallen 
demnach in Bezug auf die Schleswig⸗Holſteiniſche 
Angelegenheit die Intereſſen der deutſchen Fürſten 
mit den Sympathieen des deutſchen Volkes zuſammen, 
und dieſer Umſtand wird dahin wirken, daß ſich in 
Deutſchland die Einigkeit herſtellt, welche nöthig 
iſt, um endlich eine lange Schmach abzuwaſchen, den 
Bruderſtamm von der Herrſchaft eines fanatiſchen 
und rachſüchtigen Volkes zu befreien und Deutſchlands 
Ehre zu wahren. 


Landtag. 
Haus der Abgeordneten. 

9. Sitzung. Sonnabend, 28. November. 

Die Tribünen dicht gefüllt; am Miniſtertiſch die 
Miniſter Graf zur Lippe und v. Mühler. 

Präfident Grabow eröffnet die Sitzung mit den 
gewohnlichen geſchäftlichen Mittheilungen. Die Militair⸗ 
Commiſſion if gewählt. 

Der Juſtizminiſter Graf zur Lippe bringt mehrere 
Geſetz-Entwürfe ein, die bereits in der vorigen Seſſion 
dem Haufe vorgelegen haben, ohne eine definitive Erle⸗ 
digung gefunden zu haben. 

Der Cultusminiſter v. Mühler bringt den ebenfalls 
bereits in der vorigen Seſſion eingebracht geweſenen 
Geſetzentwurf, betreffend die Abänderung des oftpreu- 
ßiſchen Provinzialrechts, in Betreff der ſogenannten 
Heine Kalende, ein; bderfelbe geht an die Juſtiz ⸗Com⸗ 
miffion. — Die Miniſter Graf zur Lippe und v. Mübler 
verlaſſen den Saal, während des folgenden Vortrags 
finden ſich die Miniſter Graf Eulenburg, Graf Itzenplitz 
und v. Selchow ein. 

Das Haus tritt in die Tagesordnung ein. Erſter 
Gegenſtand derſelben iſt die Schlußberathung über den 
Antrag der Abgg. Schulze (Berlin), v. Carlowitz u. Gen. 
(Ref.: Abg. Aßmann, Corref. Abg. v. Fordenbed). Der 
Antrag des Referenten lautet: „Das Haus der Abge⸗ 
ordneten wolle beſchließen, Behufs Information des 
Hauſes wegen der bei den letzten Wahlen der Abgeord⸗ 
neten vorgekommenen geſetzwidrigen Beeinfluſſung und 
noch fortdauernden Verfolgung der Wähler und Ver⸗ 
kümmerung des verfaſfungsmäßigen Wahlrechts und der 
Wahlfreiheit preußiſcher Staatsbürger, in Gemäßheit des 


Art. 82 der Verfaſſungsurkunde vom 31. Jan. 1850, 

eine Commiſſion von 21 Mitgliedern zur Unterſuchung 

der Thatſachen einzuſetzen und derſelben aufzugeben, die 

Ku Ermittelungen vorzunehmen und dem Haufe 
ericht darüber zu erſtatten.“ 

Der Referent Abg. Aßmann verlieſt den Schulze⸗ 
Carlowitz'ſchen Antrag nochmals und giebt demnächſt 
eine hiſtoriſche Ueberſicht deſſen, was ſeit Vereinbarung 
der Verfaſſung hinſichtlich des Art. 82 (Befugniß der 
Häuſer zur Niederſetzung von Unterſuchungscommiſſtonen) 
an Erörterungen, Erläuterungen und Amendements vor⸗ 
gekommen iſt, beſonders inſofern es ſich um eine Mei⸗ 
nungsdifferenz darüber gehandelt hat, ob das Haus 
ſchlechthin befugt ſei, Commiſſionen zur Information 
einzuſetzen, oder nur in dem Falle, daß ihm ſchon be⸗ 
ſtimmte Gegenſtände vorliegen. — Nach Zuſammen⸗ 
ſtellung des geſammten Materials geht der Referent zur 
Darlegung der von ihm gewonnenen Ueberzeugung über, 
welche dahin gehe, daß Art. 82 nicht vorausſetze, daß das 
Haus ſchon mit einem Gegenſtande durch Regierungs- 
mittheilung befaßt ſein müſſe, ehe es eine Commiſſion 
niederſetzen dürfe, ſondern daß es dies auch könne, um 
ſich erſt das Material für eine Unterſuchung zu ſchaffen; 
daß 2) das Haus die Befugniß habe, auch Folgerungen 
aus Thatſachen zu ziehen und zu prüfen, ob dieſe mit 
der Verfaſſung übereinſtimmen; daß 3) ſolcher Com- 
miſſion alle Befugniſſe zuſtehen, welche ihr Zweck er⸗ 
fordert, als: Vernehmung von Perſonen am Sitze des 
Landtags und außerhalb deſſelben, unmittelbarer Verkehr 
nicht bloß mit der Königl. Staatsregierung, ſondern 
auch mit derſelben untergebenen Regierungs- und Com⸗ 
munalbehörden. — Er wolle nur auf die Thatſache bin- 
weiſen, daß die Wahlbeeinfluſſungen Seitens der Regie 
rung authentiſch feſtgeſtellt ſeien, daß dieſelben vom 
ganzen Lande als gegen Recht und Geſetz verſtoßend 
betrachtet werden; daß die Aufregung eine große, allge⸗ 
meine ſei, und daß hier ein Unrecht geſühnt werden 
müſſe. Es ſei geradezu ein Zwang gegen die Ueberzeu- 
gung der Einzelnen geübt worden. (Sehr wahr!) Gleich- 
wohl ſei der Erfolg aller extremen Mittel und Mittelchen 
nur ein Gewinn von noch nicht 40 Köpfen unter 352 
geweſen. Die Grenze des Möglichen ſcheine ihm mit 
dem Geſchehenen erreicht, und er wiſſe nicht, was der 
Miniſter des Innern noch Weiteres für ſeine Zwecke 
thun könnte. Uebe eine Regierung Rechtsbruch, ſo werden 
die Leidenſchaften entfeſſelt, und wohin wolle man end⸗ 
lich gelangen mit Mitteln, welche das Land verdamme. 
Der Herr Miniſter möge ſeinen Blick in die niedere 
Beamtenſphäre richten: welche Stimmung werde er dort 
finden, wo den kärglich Beſoldeten nicht einmal ihr ein⸗ 
ziges heiligſtes Gut, die Freiheit der Ueberzeugung, ge- 
laſſen werde. (Sehr wahr!) Die Armen haben nur die 
Wahl gehabt zwiſchen ihrem Amte und der Lüge und 
Heuchelei. (Sehr wahr!) Die bekannte Ehrenhaftigkeit 
und die Gewiſſenhaftigkeit des preußiſchen Beamten⸗ 
ſtandes ſei aber unvereinbar mit Lüge und ſervilem 
Weſen. Die Ehre des Beamten beruhe auf der öffent⸗ 
lichen Achtung. — Er müſſe fragen, was dem Hrn. 
Cultusminiſter fein Gewiſſen ſage, wenn er an die Beein- 
fluſſung der Lehrer denke, deren Amt man als Handhabe 
benutzt habe, um ſie zu Lügnern zu ſtempeln. Die 
Regierung möge durch rechtliche und ſittliche Mittel 
auf die Ueberzeugung wirken, nicht aber direkt auf den 
Willen der Wähler. Durch ein ſolches Verfahren werde 
eine Erbitterung erzeugt, welche wie ein giftiger Schwamm 
in den Gemüthern um ſich freſſe. 

Correferent Abg. v. Forckenbeck ſucht zunächſt dar⸗ 
zuthun, daß der Antrag des Referenten dem Wortlaut 
des Art. 82 entſpreche. Zunächſt werde die Commiſſion 
ur Information des Hauſes verlangt; was daſſelbe 
ſpäter beſchließen wolle, ſei cura posterior. Die zu 
unterſuchenden Thatſachen beträfen die Wahlfreiheit; 
letzteres um zu conſtatiren, inwiefern durch die Bildung 
der Urwahlbezirke das Wahlrecht der Urwähler gehindert 
oder beſchränkt ſei. Die Commiſſion werde in dieſer 
Richtung zu prüfen haben, wie es komme, daß bei den 
vier Wahlen ſeit dem Jahre 1858 jedesmal neue Urwahl⸗ 
bezirke gebildet und inwiefern den Vorſchriften, daß die 
Wahlmännerzahl durch 3 theilbar und die Wahlbezirke 
abzurunden ſeien, von den Verwaltungsbehörden Rechnung 

etragen worden. Die Unterſuchüng habe ſich zu er⸗ 
treden nicht blos auf die Thatſachen hei den Wahlen, 
ſondern auch auf die Thatſachen nach denſelben. Dieſe 
bildeten erſt den Abſchluß des Verfahrens und ſeien für 
die künftige Behandlung von der größten Erheblichkeit. 
Nach den Präcedenzfällen ſei es übrigens unzweifelhaft, 
daß die Unterſuchungs⸗Commiſſion die erforderlichen Be» 
weiſe direct aufnehmen könne, und in welcher Form, bleibe 
zu überlegen. — Die zweite Frage jei, ob zu einem fo 
wichtigen Schritt genügende Veranlaſſung vorliege. — 
Es handle ſich nicht um vereinzelte Thatſachen, ſondern 
um ein Syſtem, das mit Ausnahme der Rhein-Provinz 
über das ganze Land verbreitet ſei (Hört!); es beginne 
in Bielefeld mit der Aufſtellung von 17 Gensdarmen 
im Wahllokal und erſtrecke ſich nach Oſten über das Land; 
namentlich in Schleſien, Pommern und Preußen ſei es 
hervorgetreten. Er wolle nur einzelne wichtige Thatſachen 
vorführen. — Redner verlieſt darauf unter großer Sen⸗ 
fation des Hauſes zwei Reſeripte des „Chefpräſidenten 
des oſtpreußiſchen Tribunals, in Vertretung v. Goßler“ 
an die Kreisgerichte des Departements; darin werden „nach 
Mittheilung des königl. Regierungs⸗Präſidenten hierſelbſt“ 
diejenigen Beamten des betreffenden Gerichts aufgeführt, 
die ihre „Wahlſtimme“ für die Candidaten der ſogenann⸗ 
ten Fortſchrittspartei abgegeben haben. 

Der Präſident theilt mit, daß ein Amendement 
des Abg. Senfft eingegangen ſei, dahin lautend: „Das 
Haus wolle beſchließen, wenn der Antrag auf Nieder- 
ſetzung einer Unterſuchungscommiſſion angenommen 
werden ſollte, dieſelbe durch Zettelwahl im Hauſe, nicht 
in den Abtheilungen zu ernennen.“ — Das Amendement 
wird ausreichend unterſtützt. 

Abg. Graf v. Schwerin: Es beirre ihn nicht, in 
ſeinen Concluſionen mit den Herren hinter ſich zuſam⸗ 


menzutreffen, in den Motiven ſtimme er mit ihnen ſo 
wenig wie ſonſt überein. Er ſei gegen den Antrag, 
weil er dafür halte, daß diejenige Information, die der 


Antragſteller durch die Ernennung der Commiſſion ein- 


ziehen wolle, bereits in vollkommen ausreichendem Maße 
vorhanden ſei. Der Referent habe ſelbſt geſagt, daß 
Schlimmeres, als bereits conſtatirt ſei, nicht conſtatirt 
werden könne. Auch er ſei der Anſicht, daß die Regie⸗ 
rung von der ihr verliehenen Gewalt einen Gebrauch 
gemacht habe, der in keinem Falle gerechtfertigt ſei; ein 
ausreichendes Material, das eine ſolche Commiſſion noch 
dane e könnte, ſei aber eigentlich nicht mehr vor ⸗ 
anden. 

Abg. Wachler: Er fei nicht der Anſicht des Vor⸗ 
red ners, daß das Material für eine Unterſuchungscom⸗ 
miſſion durch die bisherigen Verhandlungen bei Gele- 
genheit der Wahlprüfungen bereits erſchöpft ſei; einzelne 
Thatſachen feien allerdings zur Erörterung gekommen, 
aber nicht, welche Allgemeinheit dieſelben gehabt, welches 
Syſtem dabei geherrſcht habe. 

Abg. v. Blankenburg: Er und ſeine Freunde 
würden die Erwartung des Referenten täuſchen; fie 
würden für den Antrag nicht ſtimmen und ſich für den 
Fall der Annahme auch an der Wahl der Unterſuchungs⸗ 
commiſſion nicht betheiligen. Es gebe wohl Niemanden 
im Hauſe, der die Meinung des Urwählers vollſtändig 
frei und unbeeinflußt haben wollte. Auch die Fort⸗ 
ſchrittspartei ſuche einen Einfluß auf die Urwähler aus⸗ 
zuüben. Es komme alſo nur darauf an, daß der rechte 
Einfluß ausgeübt werde, und werde der Regierung nicht 
das Recht beſtritten werden können, einen ſolchen ihrer 
ſeits- auszuüben. Es frage ſich nur, wie weit fie in An- 
wendung derſelben über das Geſetz hinausgehen könne. 
(Große Heiterkeit.) Die Regierung dürfe nicht dulden, 
daß durch Erregung der Leidenſchaften ein Terrorismus 
auf die Wahlen ausgeübt werde und der Nationalverein 
allen Einfluß für ſich abſorbire. Er wundere ſich ſehr, 
daß auch heute Herr Graf Schwerin den Handſchuh wider 
die Regierung aufgehoben habe. Die Feſtigkeit und 
Entſchloſſenheit der Regierung, ihre Conſequenz in den 
inneren, ihre Weisheit in den auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten, namentlich in der polniſchen Frage, hätten ihr 
die Herzen im Lande zugewandt (Anhaltende Heiterkeit). 
Wenn die Regierung mit Feſtigkeit, Ruhe und Wahr⸗ 
heit fortfahre, dann würde es nicht nöthig ſein, Wahl⸗ 
erlaſſe ergehen zu laſſen. — In welcher Lage habe das 
Miniſterium das Land vorgefunden. Dem liberalen 
Miniſterium ſei es gelungen, eine Confuſion des Par- 
teiweſens über das ganze Land zu verbreiten. (Schal⸗ 
lendes Gelächter.) In einem Wahlkreiſe ſeien damals 
er und ſeine Freunde als Königsfeinde verdächtigt wor⸗ 
den, die den König abſetzen wollten. (Große Heiterkeit). 
Woher ſei das gekommen? Weil der damalige Miniſter 
des Innern, Hr. Graf Schwerin durch ſeine Wahler⸗ 
laſſe das einfache Landvolk ſo verwirrt habe (Gelächter), 
daß es ſchwankend geworden ſei und nicht mehr gewußt 
habe, woran es ſich halten ſolle. Der Graf Schwerin 
babe der Regierung zum Vorwurf gemacht, daß fie 
Landräthe der Wahlen wegen zur Dispoſition geſtellt; 
er müſſe ſich über das kurze Gedächtniß deſſelben wun⸗ 
dern. Als derſelbe das erſte Mal Miniſter geweſen, 
habe er den jetzigen Abg. Wagener und Regierungsrath 
Schede zur Dispoſition geſtellt. (Abg. Wagener nickt 
ſehr decidirt mit dem Kopfe und führt mit lebhaften 
Geſten ſeinen Zeigefinger gegen feine Bruſt. — Schal⸗ 
lendes Gelächter: ein konſervatives Mitglied klatſcht vor 
Vergnügen in die Hände.) 

Präſident: Einer der Schriftführer habe ihm 
mitgetheilt, daß ein Mitglied im Hauſes geklaſcht haben 
jolle; den Tribünen ſei dies unter allen Umſtänden unter- 
ſagt, um ſo vielmebr müßten die Mitglieder des Hauſes 
mit ig Beiſpiel vorangehen. 

bg. Dr. Virchow: Er habe eigentlich einen Ab⸗ 
ſchluß dieſer Angelegenheit ohne Debatte erwartet, da 
die Annahme gerechtfertigt geweſen ſei, daß (nach der 
neulichen Erklärung des Abg. v. Gottberg) die andere 
Partei den Antrag mit allen ihren Sympathieen unterſtützen 
werde. Die Wirkung der beantragten Unterſuchung könne 
eine heilſame ſein, und es ſei die beſtimmte Pflicht des 
Hauſes, das Gefühl der Pflicht im ganzen Lande wach 
zu rufen, es wach zu rufen auch in der conſervativen 
Partei und wo möglich im Miniſterium. Wer die 
Möglichkeit des Erfolges auf dieſem Wege leugnen wolle, 
der leugne damit, daß überhaupt noch Hoffnung ſei, 
Recht und Geſetz überhaupt zur Geltung zu bringen. 
Gelinge es aber, überall klar zu machen, daß der von 
der Regierung betretene Weg ins Verderben führe, ſo ſei 
eine beſſere Bahn gebrochen; dann werde man auch 
dahin kommen, daß die in der Verfaſſung vorgeſehenen 
Geſetze endlich, und zwar in ihrem eigenen Geiſte, ge- 
geben werden. Wohin das herrſchende Syſtem führe, 
das ſei aufs klarſte zu Tage getreten in den Compro⸗ 
miſſen der confervativen Partei bei der Wahl. Der 
frühere Abg. v. Bonin⸗Stolp babe dem Abg. v. Blan- 
kenburg in ſeinem Wahlkreis Platz machen und dafür 
habe dieſem wieder der Oberſtaatsanwalt Kannegießer 
weichen müſſen (Hört, hört). So bekomme man über⸗ 
zeugungstreue Abgeordnete, ſo ſchaffe man überzeugungs⸗ 
treue Wähler. (Hört!) Daß auf ſolche Weiſe die Achtung 
vor der Regierung und deren Auſehen geſtärkt werden, 
könne doch Niemand meinen. — Die Wahl der Com- 
miſſion angehend, empfehle er den vom Abg. Senff vor⸗ 
geſchlagenen Modus als feierlicher, bedeutſamer für das 
Land und zugleich als praktiſche Ausführung des Verf⸗ 
Art. 82, da die Abtheilungen nur bei einzelnen Geſetz⸗ 
vorlagen zu wählen hätten. 

Miniſter des Innern Graf Eulenburg: sa gebe 
auf die Angriffe gegen meinen Wahlerlaß nicht ein. Was 
ich damals beabſichtigt, habe ich ſchon zu wiederholten 
Malen geſagt und auch dieſe Angriffe können mich nicht 
von meiner Ueberzeugung zurückbringen. Ich gehe zu 
dem Antrag ſelbſt über. Was ſoll derſelbe? Ein Urtheil 
oder einen Beſchluß? Ein Urtheil haben Sie bereits, 
denn die Majorität, welche den Antrag geſtellt hat, 


hat ſchon heute das feſte Urtheil, daß bei den Wahlen 
ungeſetzliche Verkümmerungen des Wablrechts und Be 
ſchränkungen des Wahlrechts vorgekommen find. Ich weiß 
alſo nicht, warum Sie ſich noch beſonders durch Nieder” 
ſetzung einer Commiſſion informiren wollen. Wenn ſie nun 
aber Material für einen Beſchluß ſchaffen, welcher mit 
nur 18 Wirkſamkeit verbunden iſt, ſo, glaube ich, 
können Sie dieſe Wirkſamkeit nur auf die eine Art aus- 
üben, daß Sie Wahlen annulliren, bei denen nach Ihrer 
Anſicht ein geſetzwidriger Einfluß ausgeübt worden ift- 
Ein Drittes kann ich mir nicht denken. 

Abg. Reich enſperger: Die bisherige Politik der 
Regierung habe keineswegs die Mißerfolge gehabt, welche 
die Fortſchrittspartei erhofft habe. Deßhalb wolle fi 
durch den gegenwärtigen Antrag die Aufregung gegen 
dieſelbe wieder erhitzen. Sie möge ſich mit der heutigen 
Debatte begnügen; der weitere Verlauf werde ihr den 
Erfolg wieder entreißen. 

Abg. Dr. Becker (Dortmund): Wenn es ſich hier 
blos um die Wirkungen der Unterſuchung auf die 
Staatsregierung handelte, ſo könnte man den Bedenken 
des Grafen Schwerin beitreten. Es gebe aber noch 
zwei große Rückſichten, erſtens auf die Wähler, welche 
geſchützt werden müßten, zweitens auf die Beamten, 
welche ſich nicht zu Wahlagitationen für die Regierung 
hergeben wollten. Es ſei wahr, daß reichliches Material 
vorliege, aber es ſei erſt im geringſten Theile geprüft 
und geſichtet; wenn daſſelbe bei den Wahlprüfungen 
vollſtändig erörtert werden ſollte, ſo würde man mit 
den Wahlprüfungen dieſes Mal nicht fertig werden. Es 
komme aber auch noch täglich Material, und aus 
manchen Kreiſen werde es nur unter der Bedingung, 
daß es einer ganz beſonderen Unterſuchung unterzogen 
werde, angeboten. 

Abg. Frhr. v. d. Heydt: Er müſſe dem Antrage 
der Referenten allen Ernſtes entgegentreten. Das Haus 
habe bei Prüfung der einzelnen Wahlen Gelegenheit, die 
etwa vorgekommenen Unregelmäßigkeiten zu unterſuchen, 
und es habe von dieſer Befugniß umfaſſenden Gebrauch 
gemacht. Auch die Regierung habe durch die ſtattge“ 
fundenen Verhandlungen Gelegenheit gehabt, von den 
ihr unbekannten Thatſachen Kenntniß zu nehmen. Von 
dem Herrn Miniſter des Innern habe man vernommen, 
daß er, wo Ueberſchreitungen vorgekommen, habe Remedur 
eintreten laſſen. Das Haus babe gewiß unbeſtritten das 
Recht, die Commiſſion einzuſetzen; es habe von dieſem 
Rechte aber bisher keinen Gebrauch gemacht. Er glaube, 
daß es wohl daran gethan; es ſei auf kürzerem N 
zu demfelben Reſultate gekommen. — Er komme ſchließ⸗ 
lich zurück auf die Aeußerung des Abgeordneten für 
Anklam, die Freunde der Regierung ſeien um einige 
vermehrt worden. Er könne antworten, daß die Freunde 
des Abgeordneten für Anklam ſich um einige vermindert 
hätten, und zwar um einige, deren Abweſenheit er vo 
Herzen beklage. In Betreff ſeiner eigenen Stellung a 17 
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wolle ex bemerken, daß er ſelbſt in volliter Unabpäng 
keit billige, was ihm recht, und nicht billige, was ih 


nicht recht ſcheine; mit diefem Vorbehalt habe er ſich 
der Fraktion der Conſervativen angeſchloſſen, weit er in 
der Hauptfrage des Tages ſich in der wärmſten Meber, 
einſtimmung mit derſelben befinde. Er würde den Tag 
ſegnen, wo alle Parteien ſich die Hand reichten, um wo⸗ 
möglich eine zum Heile des Vaterlandes gereichende Ver. 
ſtändigung anzubahnen. (Bravo bei den Conſervativen.) 
Der Schluß der Debatte wird beantragt und ange 
nommen. Es folgen perſönliche Bemerkungen. — Abg. 
Graf Schwerin: Er have ſich über den wiederholten 
Angriff des Abg. v. Blanckenburg nicht gewundert; babe 
doch ſelbſt der Miniſterpräſident an einem andern Orte 
es ausgeſprochen, daß er (Redner) und ſeine Freunde 
mit mehr Leichtigkeit als Geſchick den gegenwärtigen 
Confliet herbeigeführt hätten. Er ſtelle dieſe Angriffe 
gern dem öffentlichen Urtheil anheim. Er habe, fo lange 
er ſich in politiſcher Wirkſamkeit befinde, ſich niemals 
des Beifalls des Abgeordneten v. Blanckenburg und des 
Herrn Miniſterpräſidenten zu erfreuen gehabt und er 
werde auch wohl für die Zukunft darauf verzichten 
müſſen. (Heiterkeit) Er ſei eine Auskunft ſchuldig⸗ 
Niemals habe er geleugnet, daß die Regierung Einflu 
auf das Land haben müſſe, jo thöricht werde auch Nie- 
mand ſein. Dieſer Einfluß müſſe in ſo ausgedehntem 
Maße vorhanden ſein, als möglich. Hier handle es ſich 
aber um die Mittel, ihn zu erlangen. „Wir verwerfen 
die Mittel der Furcht, der Einſchüchterung, der Depra⸗ 
virung (Beifall), wir billigen aber, daß die Regierung 
durch ihre Maßregeln das Land zu der Ueberzeugung 
führe, daß ſie auf richtigem Wege ſei.“ Und er ſe 
hinzu, daß er die Politik der Regierung in der polni- 
ſchen Frage und die Art und Weiſe, wie ſie heute dem 
Antrage entgegentreten, für ſolche Maßregeln halte. — 
Daß er durch feinen Wahlerlaß „die Parteien in Ber 
wirrung“ gebracht, halte er für keinen Vorwurf; er habe 
eben beabſichtigt, das Land zum Bewußtſein zu bringen, 
daß nicht die Parteien, fondern das Wohl des Vater 
landes die Hauptſache ſei. Er gebe zu, daß er nicht 
geglaubt habe, denjenigen Einfluß zu befigen, den er füt 
eine „Regierung“ für nötbig halte; er habe aber damals 
nicht die Mittel der gegenwärtigen Regierung angewendet, 
ſondern, als ihm nicht die Mittel gewährt worden, die 
er zur Erlangung jenes Einfluſſes nöthig zu haben 
glaubte, habe er Se. Majeſtät allerunterthänigſt um die 
Entlaſſung aus ſeinem Amt gebeten. (Lebhafter Beifall.) 
— Weiter ſei ihm vorgeworfen, er habe zu viel Beamte 
zur Dispoſition geſtellt; ſeine Freunde hätten ihm früher 
den entigegengeſetzten Vorwurf gemacht; noch jetzt babe 
er den Grundſatz, daß, fo lange ein Beamter feine Pflicht 
im Amte erfülle, man nicht nach ſeiner politiſchen Ge⸗ 
ſinnung fragen dürfe. (Bravo!) Es ſei, wie er ch 
jetzt entſinne, richtig, daß er im Jahre 1848 die Herren 
Wagener und Schede zur Dispoſition geſtellt babe, 1 
einer Zeit, wo es noch keine Wahlen gab, dieſe Maß rege 
alſo nicht in dem Sinne ergriffen worden ſein Ru 
von dem heute die Rede. Beide verehrte Herren ſeie 
damals Mitglieder des Conſiſtoriums in Magdeburg 


geweſen, und er habe als Cultusminiſter geglaubt, beide 
en ſeien nicht die Kräfte, mit denen er nach ſeiner 
Auffaffung arbeiten könne (Heiterkeit), dies glaube er 
auch heute noch. (Bravo!) Er entſinne ſich nicht, Land⸗ 
däthe zur Diepofirion gestellt zu haben, weil ſie gegen 
die Wahl der Herren Wagener und von Gerlach agitirt 
bätten. Das aber fei ganz unzweifelhaft, daß er eine 
gitation der Beamten gegen die Regierung nicht ge» 
uldet habe, namentlich nicht, daß Beamte, die mit der 
Leitung der Wahl zu thun hatten, ſich an die Spitze 
einer Partei ſtellten. (Beifall.) So babe er einen 
teiß-Secretait verſetzt, der einen Wahlaufruf unter⸗ 
zeichnet, worin der Gutsbeſitzer ſeines Kreiſes als „Jun⸗ 
kerpartei“ ſignaliſirt worden, und einen Landrath ſehr 
ernſtlich rectificirt, der im entgegengeſetzten Sinne den 
rlaß ſeiner vorgeſetzten Behörde mit einer, wie ihm 
ſcheine, höhnenden Kritik begleitet babe, Daß dies him⸗ 
melweit verſchieden ſei von den Maßregeln der gegen ⸗ 
igen Staatsregierung, brauche er nicht auseinander 
du. setzen. — Was den letzten Redner anlange, fo ſei der 
tandpunkt, den er ſich vindieire: zu billigen, was ihm 
Acht ſcheine, und zu mißbilligen, was nicht, derjenige 
tandpunkt, den wohl alle Mitglieder des Hauſes theil« 
i und nicht ſein ſpecieller. (Beifall.) Das glaube 
ch aber ausſprechen zu müſſen, daß ich Manches billige, 
was er nicht biligt, und Manches nicht billige, was er 
billigt. (Beifall.) (Schluß morgen.) 
„Abgeordnetenhaus. Der Juſtizausſchuß hat 
in ſeiner geſtrigen Sitzung die Befürwortung der 
einſtweiligen Freilaſſung des Abgeordneten Subrczinski 
eſchloſſen, dagegen die Befürwortung der Freilaſſung 
der beiden andern angeklagten Nigolewski und Dr. 
zumann abgelehnt. 


Rund ſch a u. 

Berlin, 28. November. 
Nach einer bei dem Präſidium des Herrenhauſes 
eingegangenen Mittheilung des Herrn Migiſters des 
nern find zu Mitgliedern des Herrenhauſes auf 
Lebenszeit berufen: der Fürſt von Pückler⸗Muskau, 
der Geh. Ober ⸗Regierungsrath von Kröcher auf 
Plutowo in Weſtpreußen, der Präſident z. D. Frei⸗ 
herr Schüler von Senden auf Natzlaff, der Geh. 
Regierungsrath von Ramin auf Günnitz, der Wirkl. 
Geh. Rath von Le Cog in Berlin, der Ober- Brä- 
ſident a. D, und Kurator der Univerfität Halle von 
Beurmann iu Oppin, der Freiherr von Hertefeld auf 
Liebenberg, der Profeſſor Dr. Leo in Halle, der 
Ober⸗Tribunalsrath und Profeſſor Dr. Heffter und 
der Ober ⸗Tribunalsrath von Caprivi. Die beiden 
Letzteren ſind zugleich zu Kron⸗Syndicis beſtellt worden. 


— Ueber die zu geſtern Freita Abends 
6 Uhr berufen geweſene e 
Berliner Studentenſchaft erhalten wir folgen⸗ 
den Bericht: . 

Der am Freitag, den 27. d. M., an dem ſchwarzen 
Brett der Univerſität geheftete Aufruf zu einer Studen 
tenverſammlung in Sgchen Schleswig Holſteins batte 
ca. 1000 Studirende in den Räumen der Univerſität 
verfammelt. Aus der Verſammlung, viel zu groß für 
das ca. 400 —500 Perſonen faſſende Auditorium, wur⸗ 
den alsbald Wünſche nach einer größeren, geeigneteren 
Lokalität laut, und nach längerer Debatte wurde der 
Beſchluß gefaßt, eine Deputation zum Rector magnificus 
Trendelenburg zu ſchicken und zur Abhaltung der Ver⸗ 
fammlung um Ueberlaſſung der Aula zu bitten. Nach- 
dem die zurückgekehrte Deputation berichtet, daß Seine 
Magnificenz die Aula verweigert, da dieſelbe nur bei 
feierlichen Gelegenbeiten zur Verfügung geſtellt werden 
dürfe, ſich auch nicht berufen fühle, eine bei der Polizei 
zu machende Eingabe um Erlaubniß zur Abhaltung einer 
öffentlichen Verſammiung zu unterftügen, ward beſchloſſen, 
trotzdem ca. 300400 Perſonen draußen harrten, die 

erſammlung fortzuſetzen, und demnächſt einftimmig 
unter großer Acclamation folgende, ſeitens des provi⸗ 
ſoriſchen Comité's geſtellte Reſolutionen angenommen: 
1) Die Berliner Sindentenſchaft erklärt es für ihre 
n prenpfliht, ſich an dem Kampf für Schleswig⸗Holſteins 
Unabb ngigfeit zu betheiligen. 2) Bebufs Ausführung 
nn Reſolution ſetzt fie ein Comité nieder, welches die 

ufgabe bat, a) freiwillige Geldſammlungen für Schles⸗ 
wig-Holftein in's Werk zu ſetzen; b) Schritte vorzube⸗ 
reiten, zur Wehrbarmachung der Studentenſchaft. 3) An 
die Kieler Studentenſchaft eine Adreſſe folgenden Inhalts 
zu jenden: „Schleswig- Holſteiniſche Brüder! Der Noth⸗ 
ſtand Eures Landes weckt in jedem Deutſchen den Ent. 
ſchluß, thatkräftig einzutreten für Euer Recht, und Euch 
den ſchwer Bedrängten, Hilfe zu bringen. Auch die 
Berliner Studentenſchaft wird in dem nahen Kampfe 
ihres alten Ruhmes ſich würdig zeigen! Sehnlich er, 
wartet ſie den Augenblick, wo es ihr möglich ſein wird 
ihre Geſinnung durch die That zu bewähren.“ . 


— Die Bonner- Zeitung bringt einige Leitartikel 
über die ſchleswig⸗ holſteiniſche Frage, die augen⸗ 
ſcheinlich aus ſebr berufener Feder herrühren. Wir 
entnehmen denſelben über das Rechtsverhältniß des 

erzogthums Lauenburg nachfolgende überzeugende 

usführungen: „Prinz Friedrich von Auguſtenburg 
wendet ſich in ſeiner Proklamation auch an die Lauen⸗ 
uͤrger und nimmt, mit Vorbehalt der Rechte An⸗ 
derer, namentlich der erbverbrüderten Mecklenburg'ſchen 
rſten, auch das Herzogthum Lauenburg in Anfpruch. 
uch für Lauenburg gilt unzweifelhaft die agnatiſche 
ann Lehnsfolge und man kann den König 


der 


Chriſtian IX. von Dänemark als Herzog von Lauen⸗ 
burg nur dann anerkennen, wenn man annehmen will, 
daß 1819, als Preußen das Herzogthum Lauenburg 
an den König von Dänemark abtrat und dafür 
Schwediſch Pommern und Rügen erhielt, der Ver⸗ 
faſſungszuſtand Lauenburgs inſoweit geändert wurde, 
daß jetzt auch hier das däniſche Königsgeſetz Geltung 
erhalten und 1853 durch das neue däniſche Thron⸗ 
folge⸗Geſetz erſetzt worden ſei. Aber der König von 
Dänemark hat bei der Beſitzergreifung Lauenburgs 
ausdrücklich die Landes⸗Verfaſſung aufrecht zu halten 
verſprochen, er hat der alten Lauenburgiſchen Ritter⸗ 
und Landſchaft, welche 1585 mit ihrem Fürſten das 
Landesgrundgeſetz errichtete, und bis heut beſteht, ihre 
Rechte und Privilegien beſtätigt, er hat am Bundes ⸗ 
tage erklärt, daß er Lauenburg fortwährend als ein 
„eigenes deutſches“ (alſo nicht däniſches) Herzogthum 
betrachten werde. Wem iſt es je eingefallen zu be⸗ 
haupten, daß, als der Kurfürſt von Braunſchweig⸗ 
Lüneburg zugleich König von England wurde, Eng⸗ 
land ſeine Thronfolge⸗Ordnung verloren habe, und 
daß die Braunſchweig'ſche an deren Stelle getreten 
ſei? Artikel 27 der Wiener Congreß-Akte ſagt, daß 
der König von Preußen Hildesheim abtritt. Wem 
iſt es eingefallen zu behaupten, daß darum die eng⸗ 
liſche Thronfolge Ordnung auf Hildesheim überge⸗ 
gangen ſei, und daß Hildesheim mit England hätte 
vereinigt bleiben müſſen, als dort der Weiberſtamm 
ſuccedirte, der in den deutſchen Ländern des hanno⸗ 
verſchen Hauſes von der Succeſſion durch den Manns⸗ 
ſtamm ausgeſchloſſen iſt? Wann alſo und wie hat 
das däniſche Königsgeſetz und das Thronfolgegeſetz 
von 1853, dem Ritter- und Landſchaft von Lauen⸗ 
burg niemals ihre Zuſtimmung ertheilt haben, Gel- 
tung erlangt? Hat man aber in Frankfurt irgend 
Zweifel über die Thronfolge in Lauenburg, ſo wäre 
es freilich ein wunderlicher Anfang für die Wahrung 
der Rechte Deutſchlands Dänemark gegenüber, jeden 
Zweifel ſofort zu Gunſten Dänemarks aufzugeben.“ 
Ein anderer Artikel deſſelben Blattes, der nach Ver⸗ 
ſicherung der Redaction von einem der gründlichſten 
Kenner des deutſchen Staatsrechts und einer der 
erſten Autoritäten auf dieſem Gebiete herrührt, ver⸗ 
breitet ſich über die Thronfolge in Dänemark und 
in Schleswig-Holſtein. Wir finden darin nichts, 
was uns verpflichtete, die von uns bereits mitge⸗ 
theilten Nachrichten über die genealogiſchen Verhältniſſe 
zu ergänzen, wollen jedoch die Widerlegung des Ein⸗ 


wandes abdrucken, daß Prinz Friedrich darum nicht. 


thronfolgefähig ſei, weil er aus unebenbürtiger Ehe 
abſtamme. „Iſt die Ehe des Herzogs Chriſtian mit 
einer Gräfin Daneſkiold unebenbürtig, dann freilich 
haben die Dänen völlig freie Hand, denn dann möchte 
überhaupt kein Fürſt des Oldenburg'ſchen Hauſes zu 
finden ſein, der nicht unmittelbar oder mittelbar aus 
ſolcher Ehe abſtammt. Dies Argument konnten die 
Dänen darum nicht brauchen, weil ſie damit auch 
dem jüngſt verſtorbenen König die Legitimität abge⸗ 
ſprochen haben würden. In Wahrheit aber verhält 
es ſich ſo, daß im Oldenburgſchen Hauſe der von 
den Fürſten des Hauſes ſelbſt, von andern reichs⸗ 
ſtändiſchen Fürſtenhäuſern und auch vom Kaiſer an⸗ 
erkannte Grundſatz gilt, daß die Ehe mit Frauen 
vom niederen Adel eine vollkommen rechtmäßige iſt, 
und daß die aus ſolcher Ehe Abſtammende ſucceſ⸗ 
ſtonsfähig ſind.“ 

Weimar, 27. Novbr. In der heutigen Ge⸗ 
meinderathsſitzung wurde der Antrag des Gemeinde⸗ 
Vorſtandes: „eine gemeinſchaftliche Kommiſſion der 
Gemeindebehörde einzuſetzen, welche die Aufgabe hat, 
die Angelegenheit der Herzogthümer durch Anträge 
an die Staatsregierung, durch Verbindung mit anderen 
Städten Deutſchlands, durch Sammlungen außer⸗ 
ordentlicher Beiträge, durch Bildung oder Unterſtützung 
von Freiwilligenſchaaren oder in ſonſtiger Weiſe zu 
fördern, und der weitere Antrag: dieſer Kommiſſton, 
für den Fall des Bedürfniſſes zur Erreichung des 
vorgeſteckten Zieles, ein Kreditvotum bis zu 10,000 
Thalern zu eröffnen“, zum Beſchluß erhoben. 


Lokales und Provinzielles. 
Danzig, den 30. November. 

— Die feierliche Beerdigung der irdiſchen Hülle 
des Herrn Kommerzienrathes Pannenberg findet 
morgen Dienſtag früh Morgens 8 ½ Uhr auf dem 
heil. Leichnams⸗Kirchhofe ſtatt. 

— Die permanente Gemälde-Ausftellung iſt wieder 
durch zwei ausgezeichnete Bilder von Striowski 
bereichert worden. 

— Am vorigen Sonnabend, nachdem die Nachwahl 
eines Abgeordneten für Danzig im Artushofe ſtatt⸗ 
gehabt, war der Rathsweinkeller zahlreich beſucht. 
Unter den anweſenden Gäſten aus hieſiger Stadt 


ſein. 


befanden ſich mehrere liberale Gutsbeſitzer der Um⸗ 
gegend, auch hatte ſich eine Anzahl von Sackträgern 
eingefunden. Unter den verſchiedenen Gruppen wurden 
lebhaſte politiſche Geſpräche geführt. Plötzlich ent⸗ 
ſtand eine heftige Bewegung. Von einigen Sack⸗ 
trägern, welche der feudalen Partei zugethan find, 


wurde der Verſuch gemacht, ſich thätlich gegen liberale 


Männer zu vergreifen. Der kräftige Widerſtand, 
welchen die Ruheſtörer erfuhren, erhöhte ihre Wuth, 
ſo daß polizeiliche Hülfe herbeigeholt werden mußte. 
Indeſſen widerſetzten fie ſich mit einer großen Vehe⸗ 
menz gegen die Polizeibeamten, ſo daß dieſe ſich 
genöthigt ſahen, von ihren Waffen Gebrauch zu 
machen. Der bekannte Sackträger Buſchmann 
und die Gebrüder Burau wurden erheblich ver⸗ 
wundet und mußten ins Lazareth geſchafft werden. 
Der Sackträger Marx kam ins rathhäusliche Ge⸗ 
fängniß, wo er ſich darüber beklagte, daß er für 
ſeinen Patriotismus von der Polizei ſolchen Lohn 
bekomme. Wie die Frau des Buſchmann, welche 
ſpäter auf dem Kampfplatze erſchien, erzählte, iſt der⸗ 
ſelbe ſchon am Sonnabend des Morgens um 3 Uhr 
mit dem Vorſatz aufgeſtanden, nach dem Ort der 
Wahl zu gehen, obwohl er an demſelben durchaus 
nichts zu ſchaffen, ſondern nur die Abſicht haben 
konnte, Scandal zu machen. 


— Der „Rh. 3.“ wird von hier geſchrieben: „Die 
Arbeiter der Staatswerft wurden kurz vor den Urwahlen 
durch ihre Vorgeſetzten benachrichtigt, daß ſie auf Grund 
höherer Anordnung am Wahltage nicht arbeiten dürften, 
daß ihnen gleichwohl der Tagelohn gezahlt werden würde 
und daß man dafür aber auch erwarte, ſie würden nicht 
gegen die Miniſter, welche die Perſon des Königs 
repräſentiren, ſtimmen. Am 20. v. Mts. ſtimmten in 
Schellingsfelde, einer Vorſtadt Danzigs, der Schiffs- 
zimmergeſell Warwell und der Schiffsbohrer Baum- 
gart für die liberalen Wahlmannskandidaten. Ein 
dritter Werftarbeiter, der Schiffszimmergeſell Kobitz, 
war als Kandidat der liberalen Partei aufgeſtellt. Er 
nahm aber an der Abſtimmung nicht Theil und kam 
auch nicht durch. Dieſe Umſtände, ſo geringfügig ſie 
Vielen auch erſchienen, find gleichwohl nach Berlin be⸗ 
richtet worden, und dann ſind auf Grund eines von 
Berlin gekommenen Befehls die genannten drei Leute 
entlaſſen worden. Den wirklichen Grund erfuhren ſie 
erſt, nachdem fie ſich mit einer Beſchwerde an das Kriegs- 
und Marine ⸗Miniſterium gewendet hatten; es wurde 
ihnen nämlich durch den Oberwerftdirektor nur mündlich 
der Beſcheid, ſie ſeien „wegen ihrer Abſtimmung bei den 
Wahlen entlaſſen.“ Das Zeugniß, welches Warwell er⸗ 
halten hat, lautet: „Der Schiffszimmergeſell Warwell 
aus Königsberg iſt ſeit September 1856 auf der Königl. 
Werft beſchäftigt worden und hat ſich jeder Zeit durch 
Tüchtigkeit in ſeiner Arbeit, durch regen Fleiß und gutes Be⸗ 
tragen die volle Zufriedenheit ſeiner Vorgeſetzten erworben. 

Danzig, den 15. November 1863. 

Der Schiffsbaudirektor der k. Werft. Randow.“ 


Gerichtszeitung. 


Criminal⸗Gericht zu Danzig. 

(Ein ſchlechter Dank.] In der Nacht vom 
18. zum 19. Oetbr. d. J. ſah ein Schutzmann einen 
Menſchen auf einem Beiſchlag der Schreibenrittergaſſe 
ſchlafen; er ging näher, um denſelben zu wecken, weil 
er dies ebenſo für ſeine Menſchen⸗ wie für ſeine Amts» 
pflicht hielt; denn er ſagte ſich, der Schlafende könnte 
ſich in der rauhen Nacht ſo erkälten, daß er leicht eine 
ſchwere Krankheit davon trüge. Der Schlafende war 
indeſſen nicht jo leicht zu wecken. Der Schumann 
mußte ihn rütteln und ſchütteln. Da — er plötzlich 
wie ein Raſender auf und verſetzte dem Schugmann einen 
fo gewaltigen Hieb gegen den Kopf, daß dieſem der Helm 
vom Kopf zu Boden fiel. Bei der Schnelligkeit, mit 
welcher der Hieb erfolgte, wußte der Schutzmann im 
erſten Augenblick gar nicht, wie ihm geſchah. Nachdem 
er ſich einigermaßen von ſeinem Schreck erholt hatte, 
ſprach er zu dem Geweckten: „Was? Sie ſollten mir 
danken, ſtatt deſſen ſchlagen Sie mich! Das iſt ein ſchlechter 
Dank!“ Der Undankbare machte große Augen und lief 
davon. — Nun glaubte aber der Schutzmann es doch 
feiner amtlichen Ehre ſchuldig zu fein, den Namen deſſen, 
der ihn geſchlagen, zu erfahren, um feinen Vorgeſetzten 
Anzeige von dem Vorfall machen zu können, weßhalb er 
ihm ſchnell nachlief und in demſelben den Arbeiter Carl 
Wahl erkannte. Dieſer wurde natürlich in Folge deſſen 
der thätlichen Beamtenbeleidigung angeklagt; er erklärte 
ſich aber auf der Anklagebank für unſchuldig; denn er 
wiſſe, ſagte er, bis zu dieſer Stunde noch nicht, wie er 
auf den Beiſchlag gekommen, eingeſchlafen und aufge⸗ 
weckt worden ſei; er müſſe furchtbar betrunken geweſen 
Der Schutzmann, welcher als Zeuge vernommen 
wurde, ſagte aus, daß das wilde Aufſpringen des Ange⸗ 
klagten und der ihm von demſelben verſetzte Hieb in dem- 
ſelben Augenblick erfolgt ſeien. Der Herr Staatsanwalt 
ließ nach dieſer Ausſage die Anklage wegen thätlicher 
Beleidigung gegen einen Beamten fallen; denn der Ange⸗ 
klagte hätte in dem beſchriebenen Zuſtande nicht wiſſen 
können, daß er einen Schutzmann vor ſich gehabt, ſo daß 
es ihm unmöglich geweſen, die Abſicht zu haben, einen 
ſolchen zu ſchlagen; er beantragte deßhalb nur wegen 
einfacher Mißhandlung eine eintägige Gefängnißſtrafe. 
Der Gerichtshof erkannte aber auch nicht einmal eine 
Mißhandlung in dem Vorfall und ſprach den Ange» 
klagten frei. 


([Eine un verbeſſerliche Diebin.] Die unver. 
ehelichte Hulda Roſalie Hannemann, ein Frauen⸗ 
zimmer von 20 Jahren, welches, ſchon vielfach wegen 
Diebereien beſtraft, am 25. Septbr. d. J. nach einer 
längeren Strafe aus dem Gefängniß entlaſſen wurde, 
trat mit dem Octobermonat in ein Dienſtverhältniß bei 
dem Herrn Inſtrumentenmacher Schorning und ſtahl 
ſofort am erſten Tage ihres Dienſtes demſelben eine Uhr 
im Werthe von 8 Thlrn. Nachdem ihr dieſer Diebſtahl 
auf eine ſo leichte Weiſe gelungen, trieb ſie ſich mit ihrer 
Schweſter Clara, welche für eine Milchhändlerin Milch 
austrug, in der Stadt umher. Die Schweſter Clara 
benutzt ihr Dienſtverhältniß gleichfalls zu Mauſereien, 
ſtahl bet einem Milchkunden ihrer Herrin einen Schirm 
im Werthe von 3 Thlrn. und übergab denſelben ihrer 
Schweſter Hulda. Dieſe behielt ihn denn auch für ſich, 
obwohl fie wußte, daß er geſtohlen war. Wegen des 
enannten Diebſtahls und dieſer Hehlerei angeklagt, war 
fe ohne Weiteres geftändig und wurde zu einer Zuchthaus⸗ 
ſtrafe von 2 Jahren und Stellung unter Polizeiaufſicht 
auf gleiche Dauer beftraft. 


[Anklage wegen Unterſchlagung.!] Der Fleiſcher“ 
geſell Stathus, welcher in einem Fleiſchergeſchäft zu 
Neufahrwaſſer in Condition ſtand, erhielt eines Tages 
im Sommer des vorigen Jahres von ſeiner Frau Meiſterin 
die Summe von 12 Thlrn. 22 Sgr. mit dem Auftrage, 
1 dieſelbe ein Schwein zu kaufen; er verſprach, den 

uftrag prompt auszuführen und machte ſich auf den 
Weg, indem er den großen Hund des Geſchäfts mitnahm. 
Es vergingen aber mehrere Tage, ohne daß der Geſell 

urück kehrte. Nun machte die Frau Meiſterin von dem 
usbleiben deſſelben der Polizeibehörde Anzeige. In Folge 
deſſen wurde von Seiten der Polizeibehörde in der hie 
ſigen Fleiſcherherberge nachgefragt, ob er ſich in derſelben 
befände. Er befand ſich denn auch hier und war bereit, 
das Geld und den Hund abzuliefern; ein Schwein hatte 
er nicht gekauft. Indeſſen behielt er von dem abzulie⸗ 
fernden Gelde die Summe von 1 Thlr. 20 Sgr. Aus 
dieſem Grunde wurde gegen ihn die Anklage wegen 
Unterſchlagung erhoben. Auf der Anklagebank geſtand 
er zu, 1 Thlr. 20 Sgr. von dem Gelde, welches ihm die 
Frau Meiſterin behufs des Einkaufs eines Schweines 
egeben, behalten zu haben; er habe dies aber nur deß⸗ 
15 gethan, weil er noch Lohn zu fordern, welches mehr 
betragen, als dieſe Summe. Er habe weder ein Schwein 
kaufen, noch nach Neufahrwaſſer zurück kehren können, 
weil er auf dem Wege niedergeſtürzt und ſich eine 
Schulter ausgefallen habe. Die Frau Meiſterin, welche 
als Zeugin vernommen wurde, gab zu, daß er noch eine 
größere Summe Lohn, als 1 Thlr. 20 Sgr. von ihr zu 
fordern gehabt. Der Herr Staatsanwalt hielt unter 
dieſen Umſtänden die Anklage nicht aufrecht und der 
Gerichtshof ſprach den Angeklagten frei. 


Handel und Gewerbe. 


Danzig, Sonnabend 28. Nopbr. Es fehlt fo ſehr 
an Schiffen, daß unſer Geſchäft dadurch ſtark beeinträch⸗ 
tigt wird. Dem Vernehmen nach iſt für Dampfer auf 
Ankunft 6 s. 9 d. pr. Qr. und für ein Segelſchiff 5 s. 6 d. 
gemacht worden. Es iſt dunkel, welche Vortheile bei 

ü nach jetzigen Preisſtänden übrig blei⸗ 
ben können. Dies hat jedoch die Unternehmungsluſt nicht 
geſchwächt, und es wurden in dieſer Woche 1500 Laſten 
Weizen umgeſetzt, wozu heute noch etwa 200 Laſt binzu⸗ 
kamen. Der Handel ging bis gegen das Ende d. W. 
raſch und lebhaft, obwohl ohne Preiserhöhung, nur in 
den letzten Tagen machte ſich eine gewiſſe Ueberſättigung 
bemerkbar und ohne eigentliche Flauung mußten geringe 
und mittle Gattungen fl. 5 bis 10 pro Laſt wohlfeiler 
erlaſſen werden. Bemerkenswerth iſt es, daß von den 
schwebenden Kriegs- und Friedensfragen in Bezug auf 
unſern Getreidehandel ganz entgegengeſetzte Folgerungen 
abgeleitet werden. Man verſichert, daß hieſige Läger für 
engliſche Rechnung laut Ordre hier überwintern ſollen 
und man deutet dies auf unmittelbar nahe Kriegsgefahr, 
oder auf jetzt hinreichend gedeckten Bedarf in England 
u. |. w., während unſere hieſigen unternehmer vielmehr 
beſtrebt ſind, ihre Einkäufe möglichſt raſch vor Eintritt 
des Froſtes auf den Weg zu bringen. — Hochbunter 
feinglafiger 132. 34. 36pfd. Weizen wurde pro Scheffel 
mit 73.75.77 bis 80 Sgr. bezahlt; gutbunter und hell 
farbiger 126. 30pfd. mit 60. 64 bis 67 Sgr.; ordinairer 
bunter 118. 22pfd. mit 50 bis 53 Sgr.; rother beſter 
130. 34pfd. mit 62% bis 68 Sgr.; abfallender 123. 27 pfd. 
mit 524 bis 57 Sgr. — Der Umſatz von 620 Laſten 
Roggen beſtand meiſtens in altem polniſchem 120. 25pfd. 
auf 37} bis 40 Sgr. Für Preußiſchen friſchen waren 
mut mühſam die Preiſe der v. W. zu erlangen; 120 bis 
130pfo. 37 bis 39.40.41 Sar. Alles auf 125pfd. Es 
ift befremdend, daß die Spekulation von Roggen ſich 
abzuwenden ſcheint, deſſen Preis ſeit Jahren nicht fo 
niedrig war, deſſen Ernte⸗Ertrag nicht deſonders ergie- 
vig war, und deſſen Verbrauch im Kriegsfall durch An⸗ 
häufung großer Menſchenmaſſen erfahrungsmäßig hohe 
Preiſe herbeizuführen pflegte. Die vervollkommneten 
Verbindungs- und Transportmittel alteriren die früheren 


Motive hoher Preiſe freilich bedeutend. — Gerſte erlangte 


bei ſchwacher Zufuhr und einiger Frage für Konſum und 
Export, beſſere Preiſe. Kleine 106. 110pfd. 33 bis 345 Sgr., 
ſchöͤnſte 112. 14pfdb. 854.364 Sgr. Große 112. 15pfd. 
36.37 Sgr., 118. 20pfd. 385 bis 40. 41 Sgr. — Friſche 
Erbſen wurden ſchwach zugeführt und waren nicht be⸗ 
gehrt. Gemacht 42. 44. 46 Sgr. Alte Futtererbſen ebenſo. 
— Spiritus war ſo ſchwach begehrt, daß nur Einiges 
auf 133 Thlr. geſchloſſen wurde, dann auf 134, 134 nnd 
zuletzt ſoll 13 Thlr. pro 8000 gemacht ſein. Es fehlte 
an Käufern für die Zufuhr von 500 Tonnen. — Die 
Witterung bleibt regnigt und ſehr mild, hin und wieder 
mit ſchwachem Nachtfroſt. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


29 80 344,32 0,8 [Südl. flau, bew. Himmel. 
12 344,56 20 SW. do. do. 

30 344,16 2,3 Südl. do. do. 
12 344,30 3,2 SW. do. do. 


Schiffs-Uapport aus Meufahrwaffer. 
Geſegelt am 28. November. 
6 Schiffe mit Holz, 3 Schiffe m. Getreide, 1 Schiff m. 
Getr. u. Bier und 1 Schiff m. Gütern. 
Geſegelt am 29. November. 
1 Schiff m. Getreide u. Gütern, 2 Schiffe m. Holz und 
1 Schiff m. Getreide. 
Angekommen am 20. November: 
Maſon. Dampfſ. Joſeph Somes, v. London, m. Ball. 
Geſegelt am 30. No vember. 
1 Schiff m. Getreide. Nichts in Sicht. Wind: SSW. 


Courſe zu Danzıg am 30. November. 
Brief Geld. gem. 


London 3 MW. . tlr. 6184 — — 
Hamburg Lu 1 1514 — — 
Weſtpr. Pf.⸗Br. 35 % 82 — — 

o. 921 — — 


Börfen-Verkänfe zu Danzig am 30. November. 

Weizen, 135 Laſt, 130.31, 131. 32pfd. alt fl. 450; 
135pfd. fl. 445; 134pfd. fl. 4425; 133 pfd. fl. 440; 
132.33, 133. 34pfd. fl. 420; 131. 32pfd. fl. 410, 420, 
430; 129. 30pfd. fl. 380; 125pfd. fl. 3725; 135.36 pfd. 
roth fl. 420; 128. 29pfd. bezogen fl. 270; 129pfd. 
blauſpitzig fl. 355 Alles pr. Söpfd. 

Roggen, alt 120pfd. fl. 221 pr. 818pfd.; friſch. 124, 
126 pfd. fl. 234; 126.27, 127. 28pfd. fl. 237 pr. 813 
reſp. 125pfb. 

Erbſen, weiße, fl. 270. 


Anger ommene Fremde. 
Im Engliſchen Hauſe: 

Se. Durchlaucht Lieut. z. See II. Kl. Prinz Hugo 
von Schwarzburg⸗Sondershauſen und Fähnrich z. See 
v. Hallerſtein v. Sr. Maj. Schiff Niobe. Pr.⸗Lieut. u. 
Rittergutsbeſ. Steffens a. Kleſchkau. Rittergutsbeſ. Bethe n. 
Gattin a. Koliebken. Geh Ratb u. Profeſſor Dr. Langen⸗ 
beck a. Berlin. Regier.⸗Aſſeſſor Beyer a. Krangen. 
Ober⸗Inſpeetor Ohſe a. Stettin. Die Kaufl. Heyne u. 
Jacobi a. Berlin, Schäfer a. Hagen, Laubmann und 
Michalowski a. Glauchau, Quincke a. Altona, Böhm a. 
Königsberg u. Krauſe a. Dresden. Affecuranz + Agent 
Möller a. Olſeneur. Frau Gutsbeſ. v. Rolbiecki aus 
Warſchau. Frau Gutsbeſ. Steffens a. Johannisthal. 

5 Hotel de Berlin 

Die Kaufl. Stern u. Runge a. Berlin, Jogchimſohn 
a. Koliebken, Seelig a. Leipzig, Campell a. Glasgow, 
Schauber a. Frankfurt a. M. u. Jordan a. Finſterwalde. 

Walter's Hotel: 

Poſt⸗Director v. Schütz a. Elbing. Lieutenant 
v. Gersdorf a. Cottbus. Rittergutsbeſ. Buſch a. Lohne. 
Gutsbeſ. Zemke a. Lantow. Aſſecuranz⸗Inſpector Kyow 
a. Breslau. Die Kaufl. Brunn a. Berlin u. Biſewski 
n. Fam. a. Lauenburg. 

Hotel zum Kronprinzen: 

Adminiſtrator Schulz a. Bohlſchau. Dr. med. 
Ziehlcke a. Danzig. Partikulier Will n. Gattin aus 
Brandenburg. Die Kaufl. Löwenherz a. New Pork, 
Raders a. Frankfurt a. O. u. Werlinger a. Stettin. 

Hotel d' Oliva: 

Gutsbeſ. Fordawski a. Niespohnie. Rentier Da vid 
n. Gattin a. Königsberg. Kanfm. Kupfer a. Magde ⸗ 
burg. Seconde⸗Lieut. v. Blumenthal a. Mainz. Zahl ⸗ 
meiſter Warow n. Gattin a. Löwenberg. Oekonom 
Schulz a. Lonczin. 

Hotel de Thorn: . 

Die Gutsbeſ. Cremat a. Liſſau und Winkler aus 
Königsberg. Die Kaufl. Fiſcher a. Graudenz Altmann 
a. Hamburg, Heinz a. Fürth, Möller a. Rudolfſtadt, 
Wieſe a. Halberſtadt, Goldſtein a. Breslau u. Nelcke a. 
Berlin. Schiffs ⸗Capitain Hollinger a. Memel. Frau 


Rentier Lemke a. Elbing. Zimmermſtr. Entze a. Gnenz. 


Deutſches Haus: 
Deckoffizier Wahl n. Gattin a. Danzig. Rentier 
v. Zelewski n. Sohn a. Neuſtadt. Die Kaufl. Fridmann 
a. Königsberg u. Braun a. Memel. Studioſus v. Lüh⸗ 
feld a. Heidelberg. Gutsbeſ. Rüttgen a. Großdorf. 
Kapitain Häps a. Stettin. Dr. med. Winkelmann 
aus Berlin. 


Die Magdeburger Feuerver- 


sicherungs-Gesellschaſt 
versichert zu billigen und festen ‚Prämien 
Gebäude, Mobilien und Waaren aller 
Art, sowohl in der Stadt als auf dem Lande. 

Der unterzeichnete, zur sofortigen 
Vollziehung der Policen ermächtigte 
Haupt-Agent, sowie der Special-Agent 
Herr E. A. Kleefeldt, Brodbänken- 
gasse No. 41., Herr Herm. Gronau, 
Altstädtischen Graben No. 69 und Herr 
M. Löwenstein, Langgasse No. 39. 


ertheilen bereitwilligst jede zu wünschende Auskunft 
und nehmen Versicherungs- Anträge gern entgegen. 
Carl H. Zimmermann, 
Haupt-Agent, 
Hundegasse No. 46. 


Bekanntmachung. 


F* evangeliſche Elementarlehrer find in hieſiger 
Stadt zwei Schulſtellen offen, deren jede neben 
40 Thlr. Wohnungs- und Heizungsentſchädigung ein 
Jahrgehalt von 120 Thlr. gewährt. 

Bewerber um dieſelben haben ihre Meldungen 
unter Beifügung von Befähigungs⸗ und Führungs⸗ 
Zeugniſſen binnen 14 Tagen bei uns einzureichen 
und zugleich anzuzeigen, wenn fie im Stande fein 
würden, die Stelle anzutreten. 

„Eine Erhöhung des mit den Stellen gegenwärtig 
verbundenen Einkommens ſteht in naher Aus icht. 

Danzig, den 26. November 1863. 


Der Magiſtrat. 
Stadt- Theater zu Danzig 


Dienftag, den 1. December. (3. Abonnement No, 11.) 
Zum erſten Male wiederholt: Die Lady in 
Schauſpiel in 5 Abtheilungen v. Treuen, 


Selonke’s Etablissement auf Langgarten. 
Morgen Dienstag, den 1. Decemher 1863: 


Steyrisches 


NATIONAL-CONCERT 


des rühmlichst bekannten Zither - Virtuoser 


Joseph Mayer nebst Gesellschaft 
aus Wien, im Steyrischen National-Costüm. 
Entree 5 Sgr. 

Kassen -Eröffnung 61, Uhr, Anfang 7 Uhr. 
Programms an der Kasse. 


Einen sehr genussreichen Abend versprechend. 
ladet ergebenst ein 


Joseph Mayer nebst Gesellschaft 


Trauer. 


Frische Kieler Sprotten 


erhielt neue Sendung, vorzüglich schön, u 
empfiehlt pro Pfund 12 Sgr. 


‚A. Durand. 


Musik- Unterricht. 


Aufnahme neuer Schüler für Klavier, Violine 


und Composition. _ 
Heil, Geistgasse 72. August Weyher- 


| 


Neuschateller Käse, 


in ausgezeichneter Qualität, erhielt u. empfiehlt 


F. A. Durand. 
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Aununten aller Art fulgender Zeitungen 
: Aachener Zeitung, Königsberg, Ostpr. Ztg., 
Altona, Nordischer Cour,,‚[ Kopenhagen, Dagbladet 
Amsterdäm, Handelsblatt 8 Avertiss. Tid. 
Leipzig, Deut. Allg. Zig. , 

rn Illustrirte Ztg. 
London, Times, 

* Morning Chron., 
Lübecker Zeitung., 
Magdeburger Corresp., 
Malmö, Snäll-Posten, 
Mauchtester, Guardian, 
München, NeuesteNachr,, 
Newcastle a T., Guardian, 
New-York, Handelszıg., 
Nürnberg, Gorrespondent, 
Paris, Journal des Debats, 
Petersburg, Deutsche Ztg., 

„ Jotırn.d.St,Petersb., 
Posener Zeitung, 

Prag, Tagesbote, 
Frankfurt a. M„Jourual,] Riga'sche Zeitung, 
7 Anzeiger, Bostocker Zeitung, 
Handels:Ztg., Rotterdam'sche Courant, 
Schwerin, Nordd. Corr., 
Stettin, Neue Stett. Ztg., 
Stockholm, Aftonbladet, 
sd Svenska Tıdning, 
Stuttgart, Schwäb. Merco., 
Triester Zeitnng, 
} Warschau, Gazeta War- 
Holsingfors, Tidning, szawska, 
Kasseler, Zeitung, Wien, Wanderer 
Kölnische Zeitung, a Oesterreich. Ztg., 
Königsberg, Hartungsche] Zürich, Neue Zurich. Zıg 
Zeitung, 7 


Augsburg, Allgem. Zig. 
Berlin, Bürsen-Zeiitung, 
„ Kreuz-Zeitung, 
„ National-Zeitung, 
— Preussische Zıg., 
35 Volks-Zeitung, 
Bern, Bund, 
Braunschweig, Reichsztg, 
Bremen, Weser-Zeitung, 
Breslau, Morgenzeitung, 
Brüssel, LIngdép. belge, 
„ Le Nord, 
Chemnitz, Anzeiger, 
Chriftiania-Posten, 
Danziger Dampfboot, 
Dresdner Journal, 
Eiberfelder Zeitung, 


25 Hendschels 
Telegraph, 
Gothenburg, Handels & 
Shöf. Tid, 
Hamburg, Börsenhalle, 
2 Nachrichten, 
Hennover, Ztg. für Nordd. 
“ 
“ 


sind bei der grossen Verbreitung dieser Blätter im 

In- und Auslande vom besten Erfolg und werden 

von deren unterzeichneten Bevollmächtigten zum 2 
sofort weiter 


FFP 


Originab preise angenommen und 
befördert. 
Publicum den Vortheil, dass, ausser ‚Ersparung an 

Porto, bei grösseren Annoncenund Wiederholungen — 
ein angemessener Rabatt eingeräumt wird, wie er a 


Das Bureau bietet dem verehrlichen : 
“ 


gewährt werden kann. Auch wird die Besorgumß- 
vom Inseraten in alle übrigen deutschen, dänischen) 


bei directem Verkehr mit den Expeditionen 171765 
schwedisch - norwegischen, englischen, französt” 2 
- 


schen und russischen Zeitungen, Worüber spegielle 
Verzeichnisse zu Diensten stehen, übernommen. 
Ueber jede Annonce wird der Beleg geliefert. 


Haasenstein d Vogler, 
Altona & Hamburg, } 
Comm. in Leipzig G. Brauns. 
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Verantwortliche Redaktion, Druck und Verlag von Edwin Groening in Danzig. 


